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Die Bundesarbeitskammer ist die ge-
setzliche Interessenvertretung von 
rund 3,4 Millionen ArbeitnehmerIn-
nen und KonsumentInnen in Öster-
reich. Sie vertritt ihre Mitglieder in al-
len sozial-, bildungs-, wirtschafts und 
verbraucherpolitischen Angelegen-
heiten auf nationaler als auch auf der 
Brüsseler EU-Ebene. Darüber hinaus 
ist die Bundesarbeitskammer Teil der 
österreichischen Sozialpartnerschaft. 
Die BAK ist im EU-Transparenzregister 
unter der Nummer 23869471911-54 
registriert.

Das AK EUROPA Büro in Brüssel wurde 
1991 errichtet, um die Interessen aller 
Mitglieder der Bundesarbeitskammer 
gegenüber den Europäischen Institu-
tionen vor Ort einzubringen. 

Zur Organisation und Aufgabe der 
Bundesarbeitskammer in Österreich 

Die Bundesarbeitskammer Österreichs 
bildet die Dachorganisation von neun 
Arbeiterkammern auf Bundesländere-
bene, die gemeinsam den gesetzlichen 
Auftrag haben, die Interessen ihrer Mit-
glieder zu vertreten. 

Rudi Kaske
Präsident

Im Rahmen ihrer Aufgaben beraten die 
Arbeiterkammern ihre Mitglieder unter 
anderem in Fragen des Arbeitsrechts, 
des Konsumentenschutzes, in Sozial- 
und Bildungsangelegenheiten. Mehr 
als drei Viertel der rund 2 Millionen 
Beratungen jährlich betreffen arbeits-, 
sozial- und insolvenzrechtliche Frages-
tellungen. Darüber hinaus nimmt die 
Bundesarbeitskammer im Rahmen von 
legislativen Begutachtungsverfahren 
die Aufgabe wahr, die Positionen der 
ArbeitnehmerInnen und der Konsu-
mentInnen gegenüber dem Gesetzge-
ber in Österreich als auch auf  EU-Ebene 
einzubringen. 

Alle österreichischen ArbeitnehmerIn-
nen sind per Gesetz Mitglied der Ar-
beiterkammern. Die Mitgliedsbeiträge 
sind gesetzlich geregelt und betragen 
0,5 Prozent des Bruttoeinkommens 
(maximal bis zur Höchstbemessungs-
grundlage in der Sozialversicherung). 
750.000 (ua Arbeitslose, Eltern in Ka-
renz, Präsenz- und Zivildiener) der rund 
3,4 Millionen Mitglieder sind von der 
Zahlung des Mitgliedsbeitrages befreit, 
haben aber Anspruch auf das volle AK-
Leistungsangebot!

Christoph Klein
Direktor

Wir über uns
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Kurzzusammenfassung
Die EU-Verträge enthalten etliche Zie-
le, die die Europäische Union auf eine 
soziale Ausrichtung verpflichten, etwa 
auf das Hinwirken für das Wohlerge-
hen aller, Vollbeschäftigung, sozialen 
Fortschritt und soziale Gerechtigkeit. 
Zwischen Anspruch und Wirklichkeit 
besteht allerdings eine erhebliche Dis-
krepanz. Obwohl die Beschäftigungsla-
ge und die soziale Situation besorgnis-
erregend sind, ist die konkrete EU-Poli-
tik primär durch die sehr eng gefassten 
Fiskalregeln und ein einseitiges Ver-
ständnis von (preislicher) Wettbewerbs-
fähigkeit bestimmt. 

Die Bundesarbeitskammer Österreich 
(BAK) begrüßt vor diesem Hintergrund, 
dass die Europäische Kommission eine 
Diskussion über die soziale Dimension 
der EU initiiert hat. 

Der vorgelegte Entwurf für eine euro-
päische Säule sozialer Rechte bleibt 
allerdings weit hinter den Erwartungen 
zurück. Über allgemeine Prinzipien hin-
ausgehende Ansätze für eine substan-
zielle Stärkung der sozialen Dimension 
der EU sind kaum erkennbar, einzelne 
Vorschläge signalisieren sogar das Ge-
genteil. 

Um einen grundlegenden Kurswechsel 
in Richtung eines sozialen Europas ein-
zuleiten, sind aus Sicht der BAK unter 
anderem folgende ambitionierte Schrit-
te erforderlich:

a) Ein neues soziales Aktionspro-
gramm umsetzen:

•	 Soziales Fortschrittsprotokoll (Vor-
rang sozialer Grundrechte)

•	 Soziale Mindeststandards als 
Agenda sozialen Fortschritts veran-
kern

•	 Konkrete soziale Zielsetzungen 
und Indikatoren 

•	 Ausrichtung des EU-Budgets an so-
zialen Herausforderungen

b) Die wirtschaftspolitische Ausrich-
tung der EU auf eine neue Grundlage 
stellen:

•	 Grundlegende Neuausrichtung der 
„Economic Governance“ der EU, die 
primär auf gesellschaftlichen Fort-
schritt abzielen muss

•	 Reform der europäischen Fiskalre-
geln (inkl „goldene Investitionsre-
gel“)      

•	 Koordinierte Investitionsoffensive in 
der EU, insbesondere zur Stärkung 
der sozialen und ökologischen In-
frastruktur 

c) Die Verteilungsschieflage in Europa 
bekämpfen: 

•	 Kurswechsel in der Lohnpolitik 
durch Stärkung von Kollektivver-
tragssystemen

•	 Steuerpolitische Maßnahmen zur 
Bekämpfung der ungleichen Ver-
teilung in der EU 

•	 Arbeitszeit intelligent verteilen

www.akeuropa.eu
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1. Einleitung und Ausgangslage

Die Europäische Kommission eröffnete 
im März 2016 eine öffentliche Konsultati-
on zu einer europäischen Säule sozialer 
Rechte (ESSR) und legte einen ersten vor-
läufigen Entwurf dafür vor. Die BAK legt im 
Folgenden ihre wichtigsten Positionen zu 
der Initiative dar. In Ergänzung dazu wird 
auch eine Beantwortung der Fragen der 
öffentlichen Konsultation erfolgen. 

Hohe Ansprüche: Die sozialen Ziele der 
EU-Verträge

Durch die EU-Verträge ist die Europäische 
Union mehreren Zielen und Prinzipien 
verpflichtet, die auf eine soziale Ausrich-
tung der europäischen Integration abzie-
len. So ist im EU-Primärrecht die oberste 
Zielbestimmung das Wohlergehen aller, 
und auch die Ziele Vollbeschäftigung und 
sozialer Fortschritt sind darin festgehal-
ten (Art 3 EUV). Auch der Kampf gegen 
soziale Ausgrenzung und Diskriminie-
rungen, die Förderung sozialer Gerech-
tigkeit und sozialen Schutzes sowie die 
Gleichstellung von Frauen und Männern 
sind primärrechtlich verankert (ebd). Zu 
den Zielen der europäischen Integration 
zählen auch der soziale Dialog sowie 
„die Verbesserung der Lebens- und Ar-
beitsbedingungen, um dadurch auf dem 
Wege des Fortschritts ihre Angleichung 
zu ermöglichen“ (Art 151 AEUV). Der An-
spruch, die soziale Dimension der EU in 
umfassender Hinsicht zu verwirklichen, 
wird auch durch die horizontale Sozial-
klausel des Lissabon-Vertrags deutlich, 
die die Union zur Berücksichtigung meh-
rerer sozialer Ziele bei der „Festlegung 
und Durchführung“ ihrer Politik verpflich-
tet (Art 9 EUV).

Bittere Realität: Beschäftigungs- und 
soziale Situation in der EU 

Die besorgniserregende Beschäfti-
gungslage und die vielen sozialen Pro-
bleme in der EU führen jedoch mangeln-
de Fortschritte bzw sogar Rückschritte 
bei der Erreichung dieser Ziele – wie 
auch der sozialen Kernziele der Europa-
2020-Strategie – eklatant vor Augen. Die 
Arbeitslosigkeit, insbesondere jene von 
Langzeitarbeitslosen und Jugendlichen, 
ist auch acht Jahre nach Ausbruch der 
Finanzkrise auf einem hohen Niveau. 
Dem „unabhängigen Jahreswachs-
tumsbericht“ (iAGS) zufolge würde die 
Arbeitslosenquote in der EU erst 2020 
bzw in der Eurozone erst 2023 wieder 
auf den Stand von 2007 fallen, wenn 
das Tempo des Abbaus der Arbeitslo-
sigkeit unverändert bleibt1. Das Europa-
2020-Ziel zur Verringerung des Risikos 
von Armut und sozialer Ausgrenzung 
in der EU liegt in weiter Ferne. Darüber 
hinaus stellen zunehmende prekäre 
Arbeitsverhältnisse, grenzüberschrei-
tendes Lohn- und Sozialdumping und 
die Notwendigkeit der Gestaltung von 
Prozessen der Digitalisierung zum Nut-
zen der ArbeitnehmerInnen entschei-
dende soziale Herausforderungen für 
Europa dar. Die ungleiche Verteilung 
von Einkommen und Vermögen sowie 
zwischen Arbeit und Kapital untergräbt 
Europas ökonomisches Potenzial. In 
vielen Bereichen ist der Konvergenz-
prozess zwischen den Mitgliedstaaten 
zum Stillstand gekommen, in manchen 
Bereichen hat in den letzten Jahren eine 
Konvergenz nach unten stattgefunden2.

Die Position der AK im Einzelnen
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Inkohärenz der Politikgestaltung – 
Grundlegender Kurswechsel nötig

Die gegenwärtige soziale Lage der EU 
kann nicht losgelöst von strukturellen 
und institutionellen Widersprüchen der 
europäischen Integration und der Kri-
senbewältigungspolitik der vergange-
nen Jahre betrachtet werden. So war 
bereits vor der Krise eine De-facto-Un-
terordnung sozialer Ziele unter restrik-
tive Fiskalregeln im Rahmen der Wirt-
schafts- und Währungsunion (WWU) 
und sozialer Grundrechte unter die 
Marktfreiheiten des Binnenmarkts fest-
zustellen. Darüber hinaus stand insbe-
sondere im Rahmen der „Troika-Politik“ 
eine radikale Austeritätspolitik und die 
Deregulierung von ArbeitnehmerInnen-
rechten, der Abbau sozialstaatlicher 
Leistungen und Druck in Richtung eines 
Wettbewerbs um niedrige Löhne im 
Mittelpunkt. Auch bei den Reformen der 
wirtschaftspolitischen Steuerung („Eco-
nomic Governance“) standen die Ver-
schärfung der Fiskalregeln und Druck in 
Richtung eines einseitigen Verständnis-
ses von (preislicher) Wettbewerbsfähig-
keit im Fokus. 

Die EU befindet sich zweifellos in einer 
umfassenden Vertrauens- und Legi-
timationskrise. Das „Brexit“-Votum in 
Großbritannien und die zunehmende 
Skepsis gegenüber der EU ist Ausdruck 
des fehlenden gesamtgesellschaft-
lichen Rückhalts des gegenwärtigen 
EU-Projekts, aber auch einer breiten 
Verunsicherung der ArbeitnehmerIn-
nen in Bezug auf ihre (künftigen) Le-
bens- und Arbeitsbedingungen. Damit 
die europäische Integration wieder 
zu einem Projekt wird, das von breiter 
Zustimmung der Menschen getragen 
wird, ist ein grundlegender Kurswech-

sel in Richtung eines sozialen Europas 
erforderlich, der die Grundlagen dafür 
schafft, dass die EU ihren primärrecht-
lich verankerten sozialen Zielen gerecht 
werden kann.

2. Zentrale Kritikpunkte am Kommis-
sions-Entwurf 

Wir begrüßen grundsätzlich, dass die 
Europäische Kommission eine Diskus-
sion über die soziale Dimension der EU 
initiiert hat. Dennoch bleibt der vorlie-
gende Entwurf der Kommission aus un-
serer Sicht weit hinter den Erwartungen 
an eine solche Initiative zurück und ist 
nicht in der Lage, einen maßgeblichen 
Beitrag zu dem dringend erforderlichen 
grundlegenden Kurswechsel in Rich-
tung eines sozialen Europas zu leisten. 
Im Folgenden werden unsere wesentli-
chen Kritikpunkte am Kommissionsent-
wurf kurz dargestellt: 

Kritikpunkt 1: Allgemeine Prinzipien 
anstatt verbindlicher sozialer Rechte  

Prinzipiell bleibt völlig unklar, welche 
Rechtsform die angestrebte Säule so-
zialer Rechte haben soll. Die Kommis-
sionsmitteilung hält fest, dass mehrere 
Rechtsformen denkbar seien, als Bei-
spiel wird die viel zu schwache Form 
einer Empfehlung genannt. Anstatt ei-
ner Ausweitung verbindlicher sozialer 
Rechte bietet der Entwurf im Wesentli-
chen lediglich eine Auflistung zumeist 
allgemein formulierter Prinzipien, die in 
vielen Fällen zudem weiten Interpreta-
tionsspielraum eröffnen. Aus unserer 
Sicht reicht eine rechtlich unverbindliche 
Empfehlung bei Weitem nicht aus, zB in 
Bezug auf die erforderliche Ausweitung 
sozialer Mindeststandards. 
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Kritikpunkt 2: Verbindliche soziale 
Rechte können nicht auf die Eurozone 
beschränkt werden

Dem Vorschlag der Kommission zufol-
ge soll die ESSR prinzipiell für den Eu-
ro-Raum gelten, wobei die Teilnahme 
daran auch anderen Mitgliedstaaten 
offen stehen soll. Während eine ver-
stärkte Koordinierung innerhalb der 
Eurozone in mehreren Bereichen not-
wendig erscheint, muss aus Sicht der 
BAK eine Stärkung verbindlicher und 
durchsetzbarer sozialer Rechte auf den 
gesamten Binnenmarkt – und damit die 
gesamte EU – bezogen sein.

Kritikpunkt 3: Fortgesetzte Unterord-
nung sozialer Ziele unter fehlgeleite-
tes wirtschaftspolitisches Paradigma

Der Kommissionsentwurf enthält meh-
rere Grundsätze, die zu befürworten 
sind. So enthält der Entwurf zB Prinzi-
pien hinsichtlich eines lebenslangen 
Zugangs zu qualitätsvoller (Berufs-)Bil-
dung, der Geschlechtergleichstellung 
und des allgemeinen Zugangs zu hoch-
wertiger, erschwinglicher Kinderbetreu-
ung. Wird ihre Einhaltung den Mitglied-
staaten nur unverbindlich empfohlen, 
sind die konkreten Auswirkungen in der 
Praxis jedoch fraglich. Zudem blendet 
der Vorschlag die Tatsache aus, dass 
eine Stärkung der sozialen Dimension 
im Sinne der Politikkohärenz eine poli-
tikfeldübergreifende Herangehenswei-
se erfordert, die über die Sozialpolitik 
hinausgehen muss. Ist die Initiative zur 
ESSR nicht in Änderungen in anderen 
Politikfeldern eingebettet, werden die 
Widersprüche zwischen sozialen Zielen 
und Hindernissen für deren Erreichung 
weiter vertieft. Das gilt insbesondere 
für eine notwendige Neuausrichtung 
der europäischen Wirtschaftspolitik. So 
stellt die Initiative die restriktiven euro-
päischen Fiskalregeln nicht in Frage, 

die einer Ausweitung von (sozialen) In-
vestitionen in vielen Mitgliedstaaten im 
Weg stehen. Darüber hinaus steht der 
Druck in Richtung des Abbaus von Ar-
beitsstandards (Lockerung des Kündi-
gungsschutzes, Dezentralisierung von 
Kollektivvertragssystemen, Lohnzurück-
haltung etc) unter der Überschrift soge-
nannter „Strukturreformen“, der etwa 
im Rahmen des Europäischen Seme-
sters ausgeübt wird3 im Widerspruch zu 
einer Stärkung der sozialen Dimension 
der EU.

Aus unserer Sicht muss unmissver-
ständlich gewährleistet sein, dass die 
Zielsetzung einer Initiative zur Stärkung 
der sozialen Dimension der EU die 
Realisierung sozialen Fortschritts und 
die Stärkung sozialer Rechte ist. Meh-
rere der vorgeschlagenen Ausrichtun-
gen und Prinzipien würden allerdings 
soziale Rechte vielmehr in Frage stel-
len und schwächen, anstatt diese zu 
stärken und auszubauen. Dies hängt 
damit zusammen, dass mehrere Be-
standteile des Kommissionsvorschlags 
einem Paradigma entspringen, das die 
Gestaltung von Arbeitsmärkten einem 
fehlgeleiteten Verständnis von (preis-
licher) Wettbewerbsfähigkeit und die 
Regulierung von Sozialstaaten an einer 
kurzsichtigen fiskalpolitischen Betrach-
tungsweise ausrichtet. 

Wir lehnen derartige Grundsätze ab, die 
im Folgenden nur beispielhaft dargestellt 
werden können. Problematisch sind bei-
spielsweise jene Bestandteile des Ent-
wurfs, in denen implizit eine relativ enge 
Begrenzung der Höhe der Mindestlöhne 
und der Dauer von Arbeitslosenleistun-
gen gefordert wird. Gänzlich unver-
ständlich – und entschieden zurückzu-
weisen – ist auch die Aufnahme der For-
derung nach der „Bindung des gesetz-
lichen Rentenalters an die [steigende] 
Lebenserwartung“4 in den Entwurf zur 
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europäischen Säule sozialer Rechte. Die 
damit intendierte Anhebung des gesetz-
lichen Pensionsalters als „soziales Recht“ 
einzustufen, ist völlig abwegig. 

Sehr problematisch ist darüber hinaus 
auch die Orientierung am „Flexicurity“-
Ansatz. Die bisherige Erfahrung zeigt, 
dass dieser Ansatz in der Praxis zumeist 
einseitig angewandt wurde, indem der 
Fokus in der Regel auf Flexibilisierung 
im Interesse von Arbeitgebern gelegt 
wurde, die individuelle und kollektive 
Schutzkomponente für ArbeitnehmerIn-
nen aber – wenn überhaupt – nur rudi-
mentär thematisiert wurde. Darüber hin-
aus ist aus unserer Sicht sicherzustellen, 
dass die „Better regulation“-Initiative der 
Kommission keinesfalls den Bezugsrah-
men für eine europäische Säule sozialer 
Rechte darstellen darf. Diese Initiative ist 
primär auf eine Senkung von Kosten für 
Unternehmen ausgerichtet, Regelun-
gen zum Schutz der ArbeitnehmerInnen 
werden dabei tendenziell unter Druck 
gesetzt. 

3. Forderungen der BAK für einen 
Kurswechsel in Richtung eines sozialen 
Europas

Im Folgenden werden einige wesent-
liche Forderungen der BAK für einen 
grundlegenden Kurswechsel in Richtung 
eines sozialen Europas dargestellt.

3.1. Ein neues soziales Aktionspro-
gramm umsetzen 

Zur Stärkung der sozialen Dimension 
der EU ist die Erstellung und Umset-
zung eines neuen sozialen Aktionspro-
gramms notwendig, in dessen Rahmen 
konkrete Schritte zur Verbesserung der 
Lebens- und Arbeitsbedingungen in der 

EU gesetzt werden. Im Folgenden wer-
den einige Bestandteile eines solchen 
Programms dargestellt. 

3.1.1. Verankerung eines sozialen 
Fortschrittsprotokolls (Vorrang sozialer 
Grundrechte) 

Der Ansicht des EuGH, dass Marktfrei-
heiten de facto über sozialen Rechten 
– wie der Ausübung gewerkschaftlicher 
Grundrechte – stehen, muss entschie-
den entgegengetreten werden. In die-
sem Zusammenhang sollte ein soziales 
Fortschrittsprotokoll im EU-Primärrecht 
verankert werden. Dieses muss festle-
gen, dass die wirtschaftlichen Freiheiten 
des Binnenmarkts Gleichbehandlung 
gewährleisten, jedoch nicht prinzipiell 
unbeschränkbar sind. Es muss darin 
unmissverständlich verankert werden, 
dass im Zweifel soziale Grundrechte 
Vorrang vor wirtschaftlichen Freiheiten 
und Wettbewerbsregeln haben. Dar-
über hinaus müssen darin die Autono-
mie der Sozialpartner und das Prinzip 
des gleichen Entgelts für die gleiche Ar-
beit am gleichen Ort gestärkt werden. 

Im Rahmen eines sozialen Fort-
schrittsprotokolls sollten auch wesentli-
che horizontale Prinzipien eines neuen 
sozialen Aktionsprogramms primär-
rechtlich verankert werden. Dazu zäh-
len das Prinzip des Nicht-Rückschritts, 
das Verschlechterungen bei den Rech-
ten der ArbeitnehmerInnen und der so-
zialen Sicherheit durch Regelungen und 
Maßnahmen auf EU-Ebene und deren 
Umsetzung verhindert, sowie das Gün-
stigkeitsprinzip, wonach bei Rechtskolli-
sionen die für ArbeitnehmerInnen gün-
stigere Rechtsinterpretation herangezo-
gen werden muss. Da es im Zuge des 
„Brexit“ zu vertraglichen Änderungen 
kommen wird, sollten die diesbezügli-
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chen Verhandlungen genutzt werden, 
um ein soziales Fortschrittsprotokoll im 
Rahmen des EU-Primärrechts zu veran-
kern. 

Darüber hinaus ist es zur Stärkung sozi-
aler Rechte von Bedeutung, dass die EU 
so rasch wie möglich der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (EMRK) so-
wie der revidierten Europäischen So-
zialcharta des Europarats – einschließ-
lich des Zusatzprotokolls für Kollektiv-
beschwerden – beitritt.  

3.1.2. Konkrete soziale Zielsetzungen 
und Indikatoren 

Um zu sozialem Fortschritt in der EU bei-
zutragen, ist es erforderlich, – als Wei-
terentwicklung der sozialen Ziele der 
Europa-2020-Strategie – eine Agenda 
ambitionierter, konkreter und messbarer 
Zielsetzungen in den Bereichen Beschäf-
tigung und Soziales festzulegen, die die 
sozialen Ziele des neuen „magischen 
Vielecks wohlstandsorientierter Wirt-
schaftspolitik“ (siehe Abschnitt 3.2.1.) kon-
kretisieren. Zur Messung des Fortschritts 
bei der Erreichung dieser Zielsetzungen 
ebenso wie zur besseren sozialen Be-
standsaufnahme sind geeignete Indika-
toren essenziell, bei denen bislang ver-
wendete Standardkonzepte vielfach zu 
kurz greifen. 

Exemplarisch schlagen wir vor, neben 
der traditionellen Beschäftigungsquote 
nach „Labour-Force-Konzept“ (demnach 
gelten alle Personen als erwerbstätig, 
die in der Referenzwoche zumindest eine 
Stunde gegen Entgelt gearbeitet haben) 
auch eine „bereinigte“ Beschäftigungs-
quote auszuweisen, die nur Beschäftigte 
umfasst, die in der Referenzwoche zu-
mindest zwölf Stunden gegen Entgelt ge-
arbeitet haben. Damit würden „Minijobs“ 

herausgerechnet und die tatsächliche 
Realität auf den europäischen Arbeits-
märkten wesentlich besser erfasst wer-
den. Zudem sollte auch das Ausmaß der 
Arbeitslosigkeit zutreffender dargestellt 
werden, zumal gegenwärtig ua Men-
schen, die keinen Arbeitsplatz haben, 
aber ihre Suchaktivitäten entmutigt ein-
gestellt haben (sogenannte „discouraged 
people“), als nicht arbeitslos gezählt 
werden. Wichtig ist auch, in den Zielset-
zungen und Indikatoren die Qualität der 
Arbeit stärker in den Fokus zu rücken und 
etwa der steigenden Prekarisierung der 
Arbeitswelt und dem damit verbundenen 
zunehmenden physischen und psychi-
schen Druck auf die ArbeitnehmerInnen 
stärkere Aufmerksamkeit zu widmen. 
Auch sollte etwa eine konkrete Zielset-
zung zur Reduktion der Jugendarbeits-
losigkeit sowie des Einkommensunter-
schieds zwischen Frauen und Männern 
verankert werden. 

3.1.3. Verbindliche soziale Mindeststan-
dards 

Soziale Mindeststandards in Form von 
Richtlinien leisten einen wesentlichen Bei-
trag zur Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen in Europa. Allerdings 
wurden auf europäischer Ebene bereits 
seit längerem keine Initiativen mehr in 
diese Richtung gesetzt. In einem neuen 
sozialen Aktionsprogramm, das auf die 
gegenwärtigen Problemlagen reagiert, 
müssen rechtlich verbindliche soziale 
Mindeststandards einen wesentlichen 
Stellenwert einnehmen. Die Ausweitung 
sozialer Mindeststandards muss für die 
gesamte EU gelten, um Verzerrungen 
durch „regime shopping“ im gemeinsa-
men Binnenmarkt zu verhindern. 
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•	 Horizontale Prinzipien
	 Wie in Abschnitt 3.1.1. angeführt, 

müssen das Prinzip des Nicht-
Rückschritts sowie das Günstigkeits-
prinzip als verbindliche horizontale 
Grundsätze verankert werden. In 
Abwesenheit einer primärrechtlichen 
Verankerung sind sie in einzelnen 
Rechtsakten zu inkludieren. Voraus-
setzung für die Effektivität sozialer 
Rechte ist deren Durchsetzbarkeit. 
Die effektive Durchsetzung der Rech-
te der ArbeitnehmerInnen ist durch 
eine Richtlinie zu garantieren, die ua 
die Anwendung des ILO-Überein-
kommens Nr 81 über Arbeitsinspek-
tionen sicherstellt. 

•	 Ausweitung der Mindeststandards 
zur Stärkung der Rechte der Arbeit-
nehmerInnen

	 Handlungsbedarf zur Setzung ver-
bindlicher europäischer Mindest-
standards besteht beispielsweise 
beim allgemeinen Kündigungs-
schutz, beim Schutz vor unfreiwilli-
gen Versetzungen oder dem Verbot 
von Nullstundenverträgen. Darüber 
hinaus sind Mindeststandards beim 
Schutz der ArbeitnehmerInnen vor 
mobilitätshemmenden und unfairen 
Vertragsklauseln und in Bezug auf 
die Entgeltfortzahlung bei Krank-
heit, Pflege naher Angehöriger und 
sonstigen wichtigen Dienstverhinde-
rungsgründen erforderlich. Darüber 
hinaus sind auch Mindeststandards 
bezüglich der Qualität von Praktika 
sowie Mindestvorschriften für die 
effektive Sanktionierung von Diskri-
minierungen am Arbeitsplatz erfor-
derlich. 

Wesentlicher Bestandteil eines neuen 
sozialen Aktionsprogramms müssen zu-
dem effektive Maßnahmen zur Gleich-
stellung von Frauen und Männern am 
Arbeitsmarkt darstellen. Dazu zählen 
etwa Mindeststandards für die Etablie-
rung effektiver Instrumente zur Schaffung 
von Einkommenstransparenz (wie zB ver-
pflichtende betriebliche Einkommensbe-
richte). Darüber hinaus sind Maßnahmen 
zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie erforderlich, wie etwa verbesser-
te Mindestvorschriften zu Karenzen von 
Müttern und Vätern, die insbesondere 
darauf abzielen, eine gleichere Aufteilung 
der Kinderbetreuung zwischen Frauen 
und Männern zu fördern.

Auch könnten ein Rechtsanspruch auf 
bezahlte Bildungskarenz sowie eine Ver-
pflichtung zu einem gesetzlich veranker-
ten Mindestausmaß an Weiterbildung im 
Rahmen der Arbeitszeit einen wesentli-
chen Beitrag zur Weiterbildung der Ar-
beitnehmerInnen leisten. 

In Bezug auf Gesundheit und Sicherheit 
am Arbeitsplatz ist es erforderlich, die 
Mindestvorschriften der ArbeitnehmerIn-
nenschutz-Rahmenrichtlinie (RL 89/391/
EWG) und der einschlägigen Einzel-Richt-
linien zu erweitern, um unzureichend be-
arbeitete Risiken oder neu aufkommende 
Risiken in der Arbeitswelt zu erfassen. 
In alten Richtlinien nicht berücksichtigte 
neue wissenschaftliche Erkenntnisse ma-
chen auch neue Richtlinien notwendig. 
Der Strategische Rahmen der EU für Ge-
sundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz 
2014-2020 geht teilweise in diese Rich-
tung. Dabei wird auch auf die verbesser-
te Umsetzung der geltenden Rechtslage 
abgezielt. 

www.akeuropa.eu


www.akeuropa.eu	 Europäische Säule sozialer Rechte	 10

Darüber hinaus sind europäische Min-
deststandards hinsichtlich der Verpflich-
tung für Arbeitgeber zur Beschäftigung 
von Menschen mit Behinderung festzu-
setzen.

Um die ArbeitnehmerInnenmitbestim-
mung in Unternehmen sicherzustellen 
und zu stärken, sind auch hier europä-
ische Mindeststandards erforderlich. 

•	 Schaffung von Mindeststandards 
zur Stärkung des sozialen Schutzes 

	 Auch im Bereich des sozialen Schut-
zes können rechtlich verbindliche 
europäische Mindeststandards ei-
nen wesentlichen Beitrag zu kon-
kretem sozialen Fortschritt leisten. 
Ein wichtiges Projekt in diesem Zu-
sammenhang ist die Festlegung 
von Mindeststandards für nationale 
Arbeitslosenversicherungssysteme 
in einer entsprechenden Richtlinie. 
Darin sollte als erster Schritt fest-
gelegt werden, dass die Mitglied-
staaten eine Nettoersatzrate bei der 
Arbeitslosenversicherung von min-
destens 60 % sowie eine Bezugs-
dauer von mindestens 26 Wochen 
gewährleisten müssen. Gleichzeitig 
sollte in der Richtlinie ein Etappen-
plan für eine schrittweise Anhebung 
sowohl der Mindestnettoersatzrate 
als auch der Mindestbezugsdauer 
(mit Bezug zur vorangegangenen 
Beschäftigungsdauer) fixiert wer-
den. Dabei könnten – falls erforder-
lich – unter Berücksichtigung der im 
jeweiligen Mitgliedstaat gegebenen 
Ausgangslage unterschiedliche 
Zeiträume für die Erreichung der 
höchsten Ausbaustufe vorgesehen 
werden.

	 Auch sollte eine EU-Rahmenricht-
linie geschaffen werden, die ge-
meinsame Prinzipien, Definitionen 
und Mindeststandards für soziale 
Mindesteinkommenssysteme, die 
Armut und soziale Ausgrenzung 
wirksam bekämpfen, vorgeben. 

•	 Erfassung sämtlicher Formen aty-
pischer Beschäftigung von Ar-
beits- und Sozialrecht 

	 Eine der zentralen Herausforderun-
gen für die soziale Dimension der 
EU ist die Zunahme atypischer und 
prekärer Beschäftigungsformen, 
nicht zuletzt auch im Zusammen-
hang mit der Digitalisierung der 
Arbeitswelt. Dazu zählt auch pseu-
do-selbständige Beschäftigung 
von formal Solo-Selbständigen, die 
de facto aber in einer neuen Form 
von unselbständiger Beschäftigung 
Arbeit erbringen. Eine substanzielle 
Stärkung der sozialen Dimension 
der EU muss sich dieser Herausfor-
derung stellen und effektive Schrit-
te zur Gewährleistung arbeits- und 
sozialrechtlichen Schutzes auch 
in diesen Bereichen – einschließ-
lich neuer Formen der Arbeit (zB 
„Crowdworking“) setzen. Zudem 
könnte durch eine „Vermutungsre-
gel“, nach der im Zweifel grund-
sätzlich von der Eigenschaft als 
Arbeitnehmer/in auszugehen ist, 
Rechtsunsicherheit verringert wer-
den.
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3.1.4. Verstärkter Kampf gegen grenz-
überschreitendes Lohn- und Soziald-
umping

Eine Initiative zur Stärkung der sozialen 
Dimension der EU muss zudem eine 
verstärkte Bekämpfung von grenzüber-
schreitendem Lohn- und Sozialdumping 
beinhalten. Dies erfordert zum einen 
konkrete rechtliche Änderungen: Prin-
zipiell sollte die Entsenderichtlinie den 
Kampf gegen Sozialdumping als klare 
Zielsetzung ausweisen. Auch sollte die 
Entsenderichtlinie auf das Sozialkapitel 
der EU-Verträge als Rechtsgrundlage 
Bezug nehmen. Zur Hintanhaltung von 
Scheinentsendungen sind die Festset-
zung einer Mindestbeschäftigungsdau-
er beim entsendenden Arbeitgeber im 
Heimatland vor der Entsendung sowie 
wirksame Möglichkeiten der Sozialver-
sicherungsträger, falsche Anmeldun-
gen im Heimatland zu bekämpfen, er-
forderlich. Zudem ist festzulegen, dass 
bei Entsendungen verpflichtend der 
Entgeltanspruch am Beschäftigungsort 
Grundlage für die zu entrichtenden So-
zialversicherungsabgaben ist, und dies 
muss auch effektiv kontrolliert werden. 
Darüber hinaus sollte die Entsende-
richtlinie verpflichtend vorgeben, dass 
ArbeitgeberInnen jedenfalls die Kosten 
des/der entsandten Arbeitnehmers/in 
für Reise, Kost und Unterkunft zu über-
nehmen haben. Wesentlich wäre auch, 
sicherzustellen, dass die Schutzbe-
stimmungen der Entsenderichtlinie bei 
allen Formen grenzüberschreitender 
Beschäftigung von ArbeitnehmerInnen 
anwendbar sein müssen. 

Zum anderen sind neben notwendigen 
rechtlichen Änderungen effektive Maß-

nahmen erforderlich, um die Durchset-
zung von Rechten zu gewährleisten. 
In der Praxis scheitert die grenzüber-
schreitende Vollstreckung von Strafen in 
sehr vielen Fällen an der mangelnden 
Kooperation von Behörden der Mit-
gliedstaaten. Die Kommission ist daher 
aufgerufen, die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit der Behörden und die 
Vollstreckung von Strafen im Zusam-
menhang mit Entsendungen intensiv zu 
überwachen und ggf Maßnahmen ge-
gen säumige Mitgliedstaaten (zB Ver-
tragsverletzungsverfahren) einzuleiten. 

3.1.5. Schutz öffentlicher Dienstlei-
stungen

Ein flächendeckender, diskriminierungs-
freier und erschwinglicher Zugang zu 
öffentlichen Dienstleistungen von hoher 
Qualität muss sichergestellt werden. 
Für diese zentralen Eckpfeiler des eu-
ropäischen Sozialmodells sind ausrei-
chende regulatorische und budgetäre 
Handlungsspielräume zu gewährlei-
sten. Umso mehr ist eine Abkehr vom 
europäischen Liberalisierungs- und 
Sparkurs bei öffentlichen Dienstleistun-
gen notwendig. 

3.1.6. EU-Budget an den sozialen Her-
ausforderungen ausrichten

Das EU-Budget muss zudem stärker 
an den sozialen Herausforderungen 
ausgerichtet werden. Dies erfordert 
eine deutliche Aufstockung des Europä-
ischen Sozialfonds (ESF). Insbesondere 
muss die Jugendbeschäftigungsinitia-
tive fortgesetzt und mit ausreichend 
zusätzlichen Mitteln dotiert werden. 
Zudem sollten die Bedingungen für die 
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Inanspruchnahme der Fördermittel er-
leichtert werden, indem der Zugang zu 
entsprechenden Beschäftigungsinitia-
tiven bereits ab einer Jugendarbeitslo-
senquote von 10 % ermöglicht wird. Um 
einen substanziellen Beitrag zur nach-
haltigen Integration der Flüchtlinge zu 
leisten, fordert die BAK darüber hinaus 
eine europäische Beschäftigungsinitia-
tive für die Arbeitsmarktintegration von 
Flüchtlingen, die mit einer ausreichen-
den Aufstockung des ESF einhergeht. 

3.2. Die wirtschaftspolitische Ausrich-
tung der EU auf eine neue Grundlage 
stellen  

Die wirtschaftspolitische Ausrichtung 
der EU ist äußerst einseitig. Der primä-
ren Orientierung an restriktiven Fiskalre-
geln und einem einseitigen Verständnis 
von (preislicher) Wettbewerbsfähigkeit 
werden andere politische Ziele unter-
geordnet. Um eine ausgewogene wirt-
schaftliche Entwicklung und die Errei-
chung von sozialen und ökologischen 

Zielen der EU zu ermöglichen, ist eine 
grundlegende Reform der „Economic 
Governance“ der EU notwendig. 

3.2.1.	 Neues „magisches Vieleck 
wohlstandsorientierter Wirtschafts-
politik“

In Anlehnung an den bahnbrechenden 
Bericht der „Kommission zur Messung 
der ökonomischen Performance und 
des sozialen Fortschritts“ unter der Lei-
tung von Joseph E. Stiglitz muss ein 
gemeinsamer Rahmen für die Wirt-
schafts-, Sozial- und Umweltpolitik ge-
schaffen werden. Wir schlagen deshalb 
ein neues „magisches Vieleck wohl-
standsorientierter Wirtschaftspolitik“5 
vor, das folgende vier übergeordnete 
Politikziele umfassen soll:

•	 Fair verteilter materieller Wohlstand
•	 Vollbeschäftigung und gute Arbeit
•	 Lebensqualität
•	 Intakte Umwelt
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Ähnlich dem historischen Ursprung – 
dem „magischen Viereck“ in Deutsch-
land – sowie unter Berücksichtigung 
der aktuellen „Economic Governance“ 
sollten darüber hinaus folgende Ziele 
für eine stabile Fortschrittsentwicklung 
definiert werden:

•	 Stabile Finanzmärkte
•	 Stabile Staatstätigkeit
•	 Preisstabilität 
•	 Außenwirtschaftliches Gleichgewicht

Eine für die Diskussion über die Schwer-
punktsetzung im Rahmen des Europä-
ischen Semesters wesentliche Ergän-
zung ist dabei ein Set geeigneter Indi-
katoren, mittels derer der Fortschritt in 
Richtung dieser Ziele erfasst wird. 

Vor dem Hintergrund der aktuellen Her-
ausforderungen ist auf europäischer 
Ebene ein Fokus auf den Abbau der 
Arbeitslosigkeit und die Stärkung der 
Qualität der Arbeit, die Bekämpfung 
von Armut und sozialer Ausgrenzung, 
die Korrektur der Verteilungsschief-
lage, eine Ausweitung insbesondere 
öffentlicher sozialer und ökologischer 
Investitionen und die Absicherung des 
Sozialstaates erforderlich. Zur Stärkung 
der Binnennachfrage und damit von 
Beschäftigung und materiellem Wohl-
stand, aber auch zur Erreichung des 
EZB-Inflationsziels sowie zum Abbau 
der Leistungsbilanzüberschüsse ge-
genüber dem Rest der Welt sind eine 
mittelfristig stabile produktivitätsorien-
tierte Lohnpolitik und eine antizyklische 
Fiskalpolitik notwendig. 

3.2.2. Aktive Rolle der Sozialpolitik

In einem solchen Rahmen nimmt eine 
aktive Sozialpolitik eine essenzielle Rolle 
ein, wenn es darum geht, das überge-
ordnete Ziel des Wohlergehens aller in 
der EU zu erreichen. Gut ausgebaute 
investive Sozialstaaten sind für die Er-
reichung der sozialen Ziele und einer 
stabilen Staatstätigkeit unerlässlich. 

Die Europäische Kommission hat selbst 
mehrfach bestätigt, dass gerade jene 
europäischen Länder mit den effek-
tivsten Sozialschutzsystemen und den 
etabliertesten Sozialpartnerschaften zu 
den erfolgreichsten und wettbewerbs-
fähigsten Volkswirtschaften der Welt 
gehören6. Im aktuellen Jahreswachs-
tumsbericht streicht sie auch besonders 
hervor, dass sich Sozialinvestitionen 
mittel- und langfristig in vielerlei Hinsicht 
lohnen (fiskalische Erträge, Stärkung 
des sozialen Zusammenhalts, Verbes-
serung von Einkommensperspektiven 
etc). Welche Mehrfachdividende sozi-
ale Investitionen haben können, zeigen 
Berechnungen der AK Wien7. Auch der 
EWSA fordert eine Ausweitung sozialer 
Investitionen und stellt fest, dass Nicht-
Handeln im Sozialbereich bzw aus-
bleibende soziale Investitionen oftmals 
hohe Kosten erzeugen8. Die vielfältigen 
Funktionen der Sozialpolitik im Allge-
meinen (Unterstützung für Menschen in 
verschiedenen Risikolagen, Stabilisie-
rung der Wirtschaft und Sozialinvestitio-
nen etc) zeigen die Möglichkeiten einer 
aktiven Politikgestaltung auf. 
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3.2.3. Reform der europäischen Fis-
kalregeln

Die Bedeutung einer Ausweitung öf-
fentlicher Investitionen im Allgemeinen 
für einen stabilen wirtschaftlichen Auf-
schwung wird von zahlreichen wissen-
schaftlichen Beiträgen hervorgehoben. 
So verweist der OECD-Wirtschaftsaus-
blick 2016 auf die für die meisten OECD-
Länder ungewöhnlich niedrigen Zinsen 
und die aus einer Ausweitung öffentli-
cher Investitionstätigkeit entstehende 
Nachfragesteigerung9. Durch die gene-
rierten Rückflüsse an den Staat leisten 
effektive öffentliche Investitionen mittel-
fristig auch einen wesentlichen Beitrag  
zu nachhaltigen öffentlichen Haus-
halten10. Die restriktiven europäischen 
Fiskalregeln schränken generell den 
Spielraum für eine antizyklische Bud-
getpolitik ein und behindern in vielen 
Mitgliedstaaten eine Ausweitung von 
Bildungs- und sozialen Zukunftsinvesti-
tionen, die auf künftigen gesellschaft-
lichen Wohlstand und Beschäftigung 
abzielen. Es ist daher im Sinne einer 
ausgewogenen wohlstandsorientierten 
Wirtschaftspolitik dringend erforderlich, 
die strikten europäischen Fiskalregeln 
grundsätzlich zu hinterfragen. Einen 
wesentlichen Schritt in diese Richtung 
würde die Umsetzung einer „golde-
nen Investitionsregel“ darstellen11. Eine 
Reform der europäischen Fiskalregeln 
ist auch vor dem Hintergrund der Stoß-
richtung der Mitteilung der Kommission 
„Hin zu einem positiven fiskalischen 
Kurs für das Euro-Währungsgebiet“ von 
höchster Relevanz. 

Wesentlich ist, dass Initiativen in Rich-
tung einer Reform der EU-Fiskalregeln 
von einer EU-weit koordinierten Investi-
tionsoffensive begleitet werden. Öffent-
liche Investitionen sind insbesondere 
zur Stärkung der sozialen und ökologi-
schen Infrastruktur, einschließlich Inve-
stitionen in Kinderbetreuung, Bildung 
und Ausbildung, Gesundheit, Pflege 
und den sozialen Wohnbau, sowie in 
Forschung notwendig. 

3.2.4. Reform des Europäischen Se-
mesters

Darüber hinaus bedarf auch das Eu-
ropäische Semester einer grundlegen-
den Reform. Wesentliche Bestandteile 
der notwendigen Neugestaltung des 
EU-Koordinierungsprozesses sind eine 
breitere Debatte über dessen inhaltli-
che Ausrichtung vor dem Hintergrund 
des „magischen Vielecks wohlstand-
sorientierter Wirtschaftspolitik“ (siehe 
Abschnitt 3.2.1.), eine Aufwertung des 
Europäischen Parlaments, dessen Mit-
bestimmung bei sämtlichen Schritten 
im Rahmen des Europäischen Seme-
sters gewährleistet sein muss, und die 
Einführung einer sozialen Folgenab-
schätzung. Das Verfahren zur Korrektur 
makroökonomischer Ungleichgewichte 
ist einseitig ausgestaltet und für die Ko-
ordinierung einer wohlstandsorientier-
ten Wirtschaftspolitik ungeeignet. Die 
in dem Verfahren derzeit vorgesehene 
Möglichkeit zu Sanktionen in Form von 
Geldbußen und einer Entscheidung im 
Wege der sogenannten „Reverse Majo-
rity Vote“ hat zudem keine Rechtsgrund-
lage in den europäischen Verträgen12. 
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3.3. Verteilungsschieflage in Europa 
bekämpfen 

In den letzten Jahrzehnten ist es in 
den meisten Industriestaaten zu einer 
Schieflage in der Einkommens- und 
Vermögensverteilung sowie in der Ver-
teilung zwischen Arbeit und Kapital 
gekommen. Ohne effektive Schritte zur 
Korrektur der ungleichen Entwicklung 
wird die soziale Dimension der EU wei-
terhin untergeordnet bleiben.  

3.3.1. Kurswechsel in der Lohnpolitik 
durch Stärkung von Kollektivvertrags-
systemen und sozialem Dialog 

Die Verteilungsschieflage zwischen Ar-
beit und Kapital ist zu korrigieren, um 
zu einer inklusiven wirtschaftlichen Dy-
namik beizutragen. Löhne und Gehälter 
stellen einen wesentlichen Faktor für die 
Binnennachfrage und somit die wirt-
schaftliche Dynamik dar. Im Sinne einer 
produktivitätsorientierten Lohnpolitik 
ist die anwachsende Unterausschöp-
fung des Spielraums der Lohnentwick-
lung, der sich aus dem mittelfristigen 
gesamtwirtschaftlichen Produktivitäts-
wachstum und dem Inflationsziel der 
EZB ergibt, zu stoppen. Diese Unteraus-
schöpfung trug zur schwachen Binnen-
nachfrage in der Eurozone bei. 

Um zu einer stärkeren Lohn- und damit 
Wohlstandsentwicklung zu gelangen, 
ist insbesondere eine entschiedene 
Abkehr von der EU-Krisenpolitik der 
letzten Jahre erforderlich, innerhalb de-
rer Druck in Richtung der Senkung von 
Mindestlöhnen, allgemeiner Lohnzu-
rückhaltung und der Dezentralisierung 
von Kollektivvertragssystemen ausge-

übt und derartige Vorgaben gegenüber 
den Mitgliedstaaten unter finanziellen 
Hilfsprogrammen verbindlich durchge-
setzt wurden. Die EU-Politik muss auch 
in diesem Bereich eine Neuausrichtung 
vollziehen und durch entsprechende 
Empfehlungen und die primärrechtli-
che Festigung in einem sozialen Fort-
schrittsprotokoll auf die Sicherung und 
Stärkung der Vereinigungsfreiheit, des 
Rechts auf Kollektivverhandlungen und 
des Rechts auf kollektive Maßnahmen, 
einschließlich dem Streikrecht, und des 
sozialen Dialogs effektiv hinwirken. 

In diesem Zusammenhang gilt es auch, 
die Lohnkoordination der Sozialpartner 
auf europäischer Ebene zu fördern. Das 
erfordert eine institutionelle Stärkung 
insbesondere der Gewerkschaften, die 
nicht zuletzt durch die schlechte Be-
schäftigungsentwicklung sowie den 
Abbau von ArbeitnehmerInnenrechten 
einem wachsenden Druck ausgesetzt 
sind. Im Rahmen einer EU-weiten Ko-
ordinierung durch die Sozialpartner 
soll zudem darauf hingewirkt werden, 
dass verbindliche Lohnuntergrenzen 
(prioritär über den Ausbau von allge-
mein gültigen Kollektivvertragssyste-
men) auf einzelstaatlicher Ebene in 
allen Mitgliedstaaten flächendeckend 
gelten und ein Niveau aufweisen, das 
einen angemessenen Lebensstandard 
sicherstellt. Zudem ist der in den letzten 
Jahren kaum mehr relevante Makro-
ökonomische Dialog wiederzubeleben, 
der für eine Koordinierung aller sozial- 
und wirtschaftspolitischen AkteurInnen 
zentral ist. Nachdem das Ausmaß an 
sozial- und wirtschaftspolitischer Koor-
dinierung innerhalb der Eurozone grö-
ßer ist, sollte darüber hinaus ein eigen-
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ständiger Makroökonomischer Dialog 
für die Eurozone eingerichtet werden.

3.3.2. Effektive Steuerkoordinierung 
zur Sicherstellung einer besseren öf-
fentlichen Einnahmenbasis

Die Schieflage der Verteilung in Europa 
zeigt sich auch in den Steuersystemen 
der Mitgliedsländer. Im Vergleich zum 
Faktor Kapital wird der Faktor Arbeit 
sehr hoch besteuert. Die steuerliche 
Begünstigung vermögensbezogener 
Steuern verstärkt die ungleiche Vertei-
lung. Erforderlich ist eine koordinierte 
Vorgehensweise insbesondere bei den 
Steuern auf Vermögen, Spitzeneinkom-
men, Kapitalerträge und Unterneh-
mensgewinne. Im Sinne der Steuerge-
rechtigkeit und der Bekämpfung eines 
ruinösen Steuerwettbewerbs zwischen 
den Mitgliedstaaten muss in diesem 
Zusammenhang der Vorschlag einer 
gemeinsamen, konsolidierten Körper-
schaftsteuerbemessungsgrundlage mit 
Mindeststeuersatz realisiert werden.  

Darüber hinaus ist ein verstärkter Kampf 
gegen Steuerhinterziehung, aggressive 
Steuerplanung und Steueroasen drin-
gend notwendig. Dazu bedarf es der 
raschen Umsetzung einer länderwei-
sen Berichterstattung multinationaler 
Konzerne, die Informationen hinsicht-
lich Gewinne und Steuern, Beschäftigte, 
Tätigkeitsort, Umsätze etc beinhalten. 
Maßnahmen wie ein weltweites Re-
gister, in dem die tatsächlichen Eigen-
tumsverhältnisse offengelegt werden, 
die Abschaffung von Briefkastenfirmen 
oder die Stärkung der internationalen 
Zusammenarbeit der Finanzverwal-
tungen sind längst überfällig. Durch 

Steuerhinterziehung und -vermeidung 
entgehen den EU-Mitgliedstaaten jähr-
lich laut Schätzungen rund eine Billion 
Euro!13  

Um steuerpolitische Maßnahmen für 
eine gerechtere Verteilung zu ermög-
lichen, ist es erforderlich, das Einstim-
migkeitserfordernis in Steuerfragen ab-
zuschaffen. In der Zwischenzeit sollte 
in diesem Bereich das Instrument der 
verstärkten Zusammenarbeit, wo dies 
möglich ist (wie etwa derzeit bei der 
Umsetzung der Finanztransaktions-
steuer), herangezogen werden. 

3.3.3. Arbeitszeit intelligent verteilen 

Angesichts der hohen Arbeitslosigkeit 
und dem hohen Ausmaß von Unterbe-
schäftigung auf der einen Seite sowie 
der steigenden Belastung der Arbeit-
nehmerInnen andererseits und im Zu-
sammenhang mit der ständig steigen-
den Produktivität der ArbeitnehmerIn-
nen sollten zudem EU-weit abgestimm-
te intelligente Modelle einer besseren 
und faireren Verteilung der Arbeit – va 
zwischen Erwerbstätigen und Arbeitslo-
sen sowie zwischen den Geschlechtern 
– vorangetrieben werden. 

www.akeuropa.eu
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Für weitere Fragen steht Ihnen gerne 

Nikolai Soukup
T: + 43 (0) 1 501 65 2159
nikolai.soukup@akwien.at

sowie

Christof Cesnovar
(in unserem Brüsseler Büro)
T +32 (0) 2 230 62 54  
christof.cesnovar@akeuropa.eu

zur Verfügung.
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